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WALDORFSCHULE

Privatschulkündigung: Wenn Eltern  
wegen Corona-Maßnahmen drohen
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart hat jetzt eine Privatschulkündigung nach Drohungen 
von Eltern wegen Corona-Schutzmaßnahmen bestätigt.  |

Die Eltern hatten gegenüber Lehrkräften und der Geschäftsleitung einer Freien Waldorfschule 
Drohungen, Unterstellungen und Vorwürfe im Hinblick auf die schulische Umsetzung der staat-
lichen Corona-Maßnahmen ausgesprochen. Daraufhin kündigte der beklagte Schulverein die 
Schulverträge für die Töchter. Der Eilantrag sowie die Beschwerde der Eltern dagegen blieben 
erfolglos.

Das OLG sagt: Die Eltern könnten sich nicht auf das Schulgesetz des Landes Baden-Württem-
berg (hier: § 90 Abs. 6 Schulgesetz BW) berufen. Dieser sieht einen Schulausschluss nur beim 
Fehlverhalten der Schüler. Diese Regelung gilt nicht für Schulen in freier Trägerschaft, da diese 
sich im Rahmen des grundgesetzlichen Rechts zur freien Schülerwahl von Schülern auch wie-
der trennen können müssten.

Nach dem OLG war hier zwischen den Interessen der Töchter daran, den Schulvertrag fortzu-
setzen und den Interessen der Privatschule daran, ihre Bildungsziele effektiv zu verwirklichen, 
abzuwägen: Beruhe das Konzept auf einer individuellen Betreuung der Schüler, müssten sich 
Schüler wie Eltern einordnen. Andernfalls bestehe ein billigenswertes Interesse der Schule  
daran, sich vom Vertrag lösen zu können. Die Kündigungen seien nicht rechtsmissbräuchlich.

Die Eltern könnten sich angesichts ihres unangemessenen Verhaltens, das verschwörungsthe-
oretische Anleihen nehme und sich auf konkrete Drohungen und Unterstellungen erstrecke, 
nicht auf das grundgesetzliche Recht der Meinungsäußerung berufen. Ziel sei nicht gewesen, 
einen kritischen Diskurs zu unterbinden.

QUELLE  |  OLG Stuttgart, Beschluss vom 7.9.2022, 4 W 75/22

ZWANGSMITTEL

Vollstreckung der Schulpflicht gegen Eltern  
eines zehnjährigen Schülers
|  Die Schulpflicht kann notfalls auch mit Zwangsmitteln gegen die Eltern durchgesetzt wer-
den. Zu dieser Entscheidung ist das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht (VG) im 
Rahmen eines Eilverfahrens gekommen.  |

Die Eltern eines zehnjährigen Schülers hatten das Gericht um einstweiligen Rechtsschutz  
ersucht, weil sie Menschenrechte, die Verfassung und Europarecht verletzt sehen. Sie weigern 
sich trotz der Androhung eines Zwangsgelds in Höhe von 800 Euro, ihren Sohn zur Schule zu 
schicken. Ihr Kind soll zu Hause beschult werden, weil es in der Schule schädigenden Corona-
Maßnahmen ausgesetzt gewesen sei. Ihr Sohn habe Angst vor Lehrkräften und sei vom großen 
Klassenverband belastet.

Den Eilantrag lehnte das VG postwendend ab: Der Antrag war bereits unzulässig, weil die 
Rechtsanwältin sich nicht der vorgeschriebenen elektronischen Form bedient hatte. Darüber 
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SGB II

Neugeborenes profitiert vom Aufenthaltstitel seiner Mutter
|  Ein Neugeborenes hat bereits ab seiner Geburt Ansprüche auf Leistungen nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Dies hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-West-
falen jetzt in einem mittlerweile rechtskräftigen Urteil entschieden.  |

Die 2018 geborene Klägerin lebt mit Mutter und Schwester in einem Haushalt. Alle drei sind 
bosnisch-herzegowinische Staatsangehörige. Sowohl die Mutter als auch die Schwester  
besitzen einen Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen nach dem Aufenthaltsgesetz. Das  

hinaus verstießen die Eltern gegen die Schulpflicht. Ihr Sohn hatte seit vier Monaten die Schule 
nicht mehr besucht. Das Schulamt war berechtigt, gegen diese Pflichtverletzung mittels 
Zwangsgelds gegen die Eltern vorzugehen.

Die Schulpflicht ist weder verfassungswidrig noch verstößt sie gegen Europarecht oder grund-
legende Menschenrechte. Wenn Probleme mit einer konkreten Schule nicht anders gelöst  
werden können, steht es den Eltern frei, eine andere staatliche oder private Schule für ihren 
Sohn zu wählen. Keine Schule zu wählen, ist keine rechtlich zu duldende Option.

QUELLE  |  VG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 2.12.2022, 9 B 30/22, PM vom 2.12.2022

VERWEIGERUNG DES SCHULBESUCHS

Sorge- und Aufenthaltsbestimmungsrecht für Erstklässler 
vorläufig entzogen
|  Eine Kindeswohlgefährdung kommt in Betracht, wenn Eltern – erst wegen der Corona-Maß-
nahmen, dann wegen einer bevorzugten häuslichen Beschulung – den Schulbesuch ihres  
Kindes verweigern. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe klargestellt.  |

Ein Erstklässler, der 2021 eingeschult wurde, war bis zum Ende des Schuljahrs wegen der Coro-
na-Maßnahmen nicht einmal in der Schule. Auch anschließend fehlte er, weil er sich durch das 
Homeschooling, so seine Eltern, „toll“ entfalte.

Das Amtsgericht (AG) erteilte den Eltern das Gebot, die Schulpflicht einzuhalten. Das OLG, das 
über deren Beschwerde entscheiden musste, hat per einstweiliger Anordnung den Eltern in 
Bezug auf die schulischen Angelegenheiten das Sorge- und Aufenthaltsbestimmungsrecht für 
den Erstklässler vorläufig entzogen und die Aufgaben auf das Jugendamt übertragen.

Das OLG sah Anhaltspunkte für eine erhebliche Kindeswohlgefährdung. Die Schulpflicht dient 
auch dem staatlichen Erziehungsauftrag und den dahinterstehenden Gemeinwohlinteressen. 
Hier setzen die Eltern ihre eigene Einschätzung über die Bedeutung der Schulpflicht einfach an 
die Stelle der gesetzgeberischen Entscheidung. Durch dieses Verhalten wird nicht nur die Ent-
wicklung des Erstklässlers zu einer selbstverantwortlichen Persönlichkeit, sondern auch  
dessen gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft gefährdet. Wichtig: Der Wille des Erst-
klässlers, zu Hause beschult zu werden, spielt laut OLG keine Rolle. Denn eine so weitreichende 
Entscheidung kann einem siebenjährigen Kind nicht anvertraut werden.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Beschluss vom 16.8.2022, 5 UFH 3/22, Abruf-Nr. 231989 unter www.iww.de
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TESTAMENT

Hypothetischer Wille eines dementen Erblassers  
zugunsten eines früheren Lebenspartners
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg hat die Frage entschieden, ob der in einem Testa-
ment manifestierte Wille des Erblassers auch für den Fall gelten sollte, dass sich sein  
Lebensgefährte noch während seiner Demenzerkrankung einem anderen Lebenspartner  
zuwendet.  |

Der Antragsteller ist der ehemalige Lebensgefährte des Erblassers. Aus dessen mittlerweile 
geschiedenen früheren Ehe ist eine Tochter hervorgegangen. Der Erblasser hat den Antragstel-
ler und seine Tochter mit Testament vom 5.6.2005 zu Erben eingesetzt. Am 17.10.2016 wurde der 
Erblasser aufgrund weit fortgeschrittener Demenz in eine Klinik eingeliefert und ab dem 
15.11.2016 stationär in einer Pflegeeinrichtung betreut. Am 15.8.2020 heiratete der Antragsteller 
einen neuen Lebenspartner. Im Jahr 2021 verstarb der Erblasser.

Die Tochter hat die am 5.6.2005 errichtete letztwillige Verfügung des Erblassers aufgrund eines 
Motivirrtums angefochten, soweit dort der Antragsteller zum Erben bestimmt ist. Zur Begrün-
dung hat sie vorgetragen, dass der Erblasser bei Kenntnis der Tatsache, dass der Antragsteller 
sich einem neuen Lebensgefährten zuwendet und diesen auch heiratet, sein Testament geän-
dert hätte. Das Amtsgericht (AG) hingegen hat mit angefochtenem Beschluss die für die Ertei-
lung des beantragten Erbscheins erforderlichen Tatsachen zugunsten des Antragstellers als  
festgestellt angesehen. Dem ist das OLG gefolgt.

Eine Verfügung von Todes wegen, durch die der Erblasser (u. a.) seinen Lebenspartner bedacht 
hat, sei zwar unwirksam, wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht. Eine Ausnahme 
gelte aber, wenn anzunehmen ist, dass der Erblasser die Verfügung auch für einen solchen Fall 
getroffen hätte. Dabei kommt es auf den hypothetischen Willen des Erblassers zur Zeit der  
Errichtung der Verfügung von Todes wegen an. Nach ausführlicher Würdigung der besonderen 
Umstände kam das OLG zu dem Schluss, dass vorliegend von einer derartigen Ausnahme aus-
zugehen und die Verfügung noch wirksam sei.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 26.9.2022, 3 W 55/22, Abruf-Nr. 232289 unter www.iww.de

beklagte Jobcenter lehnte es ab, SGB II-Leistungen für die ersten drei Lebensmonate der Klä-
gerin zu gewähren. Das Sozialgericht (SG) hat das Jobcenter verurteilt, ihr auch für diesen Zeit-
raum Leistungen zu bewilligen.

Dies hat das LSG nun bestätigt. Der Anspruch der Klägerin bestehe schon ab Geburt. Zwar  
seien Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der Bundesrepublik Deutschland als Arbeit-
nehmerinnen, Arbeitnehmer oder Selbstständige noch aufgrund des sog. Freizügigkeitsgeset-
zes freizügigkeitsberechtigt seien, und ihre Familienangehörigen für die ersten drei Monate 
ihres Aufenthalts von Leistungen nach dem SGB II ausgenommen. Die Mutter der Klägerin sei 
weder Arbeitnehmerin oder Selbstständige noch könne sie wegen ihrer bosnisch-herzegowini-
schen Staatsangehörigkeit freizügigkeitsberechtigt sein. Gleiches gelte für die Klägerin als  
Familienangehörige. Es greife hier aber eine gesetzliche Rückausnahme. Danach gelte der o. g. 
Grundsatz nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach 
dem Aufenthaltsgesetz (Kapitel 2 Abschnitt 5 AufenthG) in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhielten. Die Mutter verfügte zum Zeitpunkt der Geburt über einen solchen Aufenthaltstitel, 
sodass sie nicht von dem Leistungsausschluss erfasst gewesen sei.

QUELLE  |  LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 6.4.2022, L 12 AS 1323/19, PM vom 28.9.2022


